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Tauben füttern ist ab sofort verboten
Wenn Privatpersonen kiloweise Vogelfutter verstreuen, wird das zum hygienischen Problem

ISABEL HEUSSER

Für Tauben und andere Vögel wirken
Lokalitäten wie der Stadelhoferplatz
wie ein riesiges Buffet.An manchen Ta-
gen wird das Galadiner gar mehrmals
ausgerichtet:Wenn Menschen kiloweise
Vogelfutter auf dem Platz ausbringen,
versperren Hunderte Tauben den Weg,
es ist kein Durchkommen mehr.Wer es
trotzdem wagt, muss mit Vogelkot auf
dem Mantel als Souvenir rechnen.

Solche Szenen soll es nun nicht mehr
geben – oder zumindest weniger. Denn
seit Anfang Jahr ist das neue Jagdgesetz
des Kantons Zürich in Kraft, welches
das Füttern von Wildtieren verbietet.
Damit sind auch Füchse, Dachse oder
Greifvögel gemeint. Wer sich nicht an
das Verbot hält, muss mit einer Busse
von 200 Franken rechnen.

80 Tonnen Taubenkot pro Jahr

Fütterungs-Hotspots in der Stadt
Zürich waren neben dem Stadelhofer-
platz beispielsweise der Bürkliplatz, der
Sechseläutenplatz oder der Stauffacher.
«Eigentlich überall dort, wo angefüttert

wird», sagt MarcWerlen,Leiter Kommu-
nikation bei Grün Stadt Zürich.Mit ins-
gesamt 20 Plakaten macht die Stadt nun
auf das Verbot aufmerksam.

Die Stadt Zürich hatte die Tauben-
population einst mit 16 000 Tieren be-
ziffert. Wie viele Tauben tatsächlich in
der Stadt leben, lässt sich lautWerlen je-
doch nicht genau sagen. «Sie halten sich
ja nicht an Gemeindegrenzen.» Klar ist
aber: Je grösser das Futterangebot, desto
mehr Tiere gibt es. «Wildlebende Tiere
sollten sich ihr Futter aber selbst suchen,
das ist ihr natürliches Verhalten.»

Für die Stadt ist übermässiges Füt-
tern ein Problem. Jährlich fallen in der
Stadt rund 80 Tonnen Taubenkot an.
Dieser ist nicht nur unhygienisch,weil er
Viren, Salmonellen oder Bakterien ent-
halten kann, er verschmutzt auch Fassa-
den und andere Infrastruktur.Übrig ge-
bliebenes Futter lockt ausserdem Rat-
ten und Schädlinge an. «Das gilt aber
genauso für liegen gelassene Pizzareste,
die sich andere Tiere schnappen kön-
nen», sagtWerlen.

In der Bevölkerung polarisiert das
Fütterverbot.Vielen ist es willkommen,
um die «Ratten der Lüfte», wie Tauben

imVolksmund auch genannt werden, in
Schach zu halten. Gleichzeitig ist eine
Online-Petition aufgeschaltet worden,
in der betreute Taubenschläge gefor-
dert werden,wie «20Minuten» schreibt.
Tauben sollen darin artgerechtes Futter
und «medizinische Betreuung» bekom-
men. Um die Population unter Kon-
trolle zu behalten, sollen die gelegten
Eier durch Attrappen ersetzt werden.
So wird es etwa in der deutschen Stadt
Augsburg gemacht.

Füttern hilft den Tieren kaum

Dieser Eierklau ist im letzten Frühling
sogar zum Politikum in der Stadt Zürich
geworden: Die Mehrheit des Stadt-
parlaments hatte ein Postulat von SP
und Grünen überwiesen mit der Forde-
rung, der Stadtrat müsse solche speziel-
lenTaubenschläge prüfen.Der damalige
AL-Stadtrat Richard Wolff hatte sich
erfolglos dagegen gewehrt: Grün Stadt
Zürich verfüge nicht über die Ressour-
cen, umTausenden vonTauben die Eier
wegzunehmen, sagteWolff.

Das Fütterungsverbot wirft eine
grundsätzliche Frage auf: Sollen Vö-

gel überhaupt gefüttert werden, um ihr
Überleben zu sichern?

Livio Rey, Biologe und Medienspre-
cher der Schweizerischen Vogelwarte
Sempach, sagt: «Vögel zu füttern, ermög-
licht schöne Naturerlebnisse. Aber den
bedrohtenArten hilft es nicht.» Diejeni-
genVögel, die zu Futterstellen kommen,
seien nicht gefährdet. Dazu zählen etwa
Amseln,Blaumeisen – oder eben verwil-
derte Haustauben.

In einem harten Winter mit einer
geschlossenen Schneedecke kann die
Fütterung den Vögeln das Leben er-
leichtern. «Aber nötig ist es nicht.
Diejenigen Vögel, die in der Schweiz
überwintern, sind gut an die hiesigen
Verhältnisse angepasst. Die anderen
fliegen nachAfrika.»

Die meisten bedrohten Vögel leben
laut Rey im Kulturland oder in Feucht-
gebieten. Sie sind auf intakte Lebens-
räume angewiesen, um zu überleben.
«Wer etwas für Vögel tun will, kann
naturfreundlich produzierte Produkte
kaufen und sich bei Wahlen und Ab-
stimmungen für die Natur aussprechen.
Und man kann den eigenen Garten mit
einheimischen Bäumen und Sträuchern
ausstatten und Blumenwiesen säen.»
Davon profitieren auch andere Wild-
tiere und Insekten.

Futterhäuschen für Singvögel aufzu-
stellen, ist auch mit dem neuen Jagd-
gesetz erlaubt, ebenso dürfen Eich-
hörnchen und Enten gefüttert wer-
den – allerdings nur mit kleinen Men-
gen. «Am besten ist es immer noch,
wenn auch Wasservögel ihre Nah-
rung selber suchen müssen», sagt Marc
Werlen von Grün Stadt Zürich. «Aber
wenn es Futter sein soll, dann bitte kein
Brot, es quillt im Entenmagen auf, und
das Salz ist ungesund. Ein Salatblatt
eignet sich besser.»

Tauben am Stadelhoferplatz in Zürich. ANNICK RAMP / NZZ

Neuerungen
im Jagdgesetz
heu. · Das Jagdgesetz enthält neben
dem Fütterungsverbot fürWildtiere und
Vögel weitere Neuerungen, die die Be-
völkerung betreffen. Um Wildtiere zu
schonen, müssen Hunde in der Brut-
und Setzzeit vom 1.April bis 31. Juli im
Wald und bis 50 Meter ausserhalb des
Waldes an die Leine genommen werden.
Weiter sind Stacheldrahtzäune imWald
und auf offener Flur nicht mehr erlaubt,
weil Wildtiere sich darin verheddern
können und qualvoll verenden. Hierbei
gilt eine Übergangsfrist von drei Jahren.

Strafverfahren
nach Unfall
mit Kind
Drei Lenker involviert – 5-Jähriger
starb am Escher-Wyss-Platz

cov. · Die Zürcher Staatsanwaltschaft
hat drei Strafverfahren im Zusammen-
hang mit dem Tod eines fünfjährigen
Buben am Escher-Wyss-Platz eröffnet.
Das berichteten mehrere Medien am
Mittwoch mit Verweis auf die Staats-
anwaltschaft. Am 21. Dezember war
das Kind auf dem Weg in den Kin-
dergarten ums Leben gekommen.Zwei
Autofahrer und ein Lastwagenlenker
könnten in den Unfall verwickelt ge-
wesen sein, das hätten die bisherigen
Befragungen der drei Verdächtigen er-
geben.

Die Lenker befänden sich derzeit
nicht in Untersuchungshaft und der
genaue Unfallhergang sei noch nicht
bekannt, sagte ein Sprecher der Ober-
staatsanwaltschaft gegenüber Radio
SRF.

Unbekannter
greift zwei
junge Männer an
Mit Stichwaffe verletzt

cov. · Die Stadtpolizei Zürich hat am
Mittwochvormittag einen 38-jährigen
Amerikaner festgenommen.Er wird ver-
dächtigt, in den Stadtkreisen 5 und 1 zwei
Männer angegriffen und einen von ihnen
mit einer Stichwaffe verletzt zu haben.
Das schreibt die Stadtpolizei Zürich in
einer Medienmitteilung.

Gegen 9 Uhr 45 griff ein Unbekann-
ter an der Hardturmstrasse im Bereich
der VBZ-Tramhaltestelle Fischerweg im
Kreis 5 unvermittelt einen 23-Jährigen
an und verletzte ihn mit einer Stichwaffe
amOberkörper.DerTäter flüchtete.Die
Sanitäter von Schutz und Rettung brach-
ten das Opfer in ein Spital, wo es einer
Notoperation unterzogen wurde. Knapp
eine Stunde später griff erneut ein Unbe-
kannter einen 22-Jährigen an der Schwei-
zergasse bei der Pestalozzi-Anlage im
Kreis 1 an und verletzte ihn leicht.Auch
hier flüchtete der Angreifer.

Aufgrund von ersten Ermittlungen
und den erhaltenen Signalementsan-
gaben ist es laut der Stadtpolizei nicht
auszuschliessen, dass es sich um densel-
ben Täter gehandelt habe. Sie konnte
einen Tatverdächtigen kurz nach 11 Uhr
30 im Kreis 4 anhalten und festnehmen.
Die Stadtpolizei sucht Augenzeugen.

Terminvereinbarung
Tel. 044 212 56 06

info@lordsofsweden.ch
Bahnhofstrasse 16, 1. Stock, 8001 Zürich

www.lordsofsweden.ch
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Eine Mehrheit will verhaltensauffällige Kinder
wieder aus den Regelklassen nehmen
Eine Umfrage im Auftrag der NZZ zeigt: Das Stimmvolk wünscht sich die Kleinklassen zurück

NILS PFÄNDLER

Vor nicht allzu langer Zeit forderte
die Zürcher Stimmbevölkerung noch
die Abschaffung der Kleinklassen.
Sie wollte, dass möglichst alle Kin-
der, also auch solche mit Lernschwie-
rigkeiten oder Verhaltensauffälligkei-
ten, dieselbe Klasse besuchen. Im Jahr
2005 machte sie damit Ernst, indem sie
das neue kantonale Volksschulgesetz
mit grosser Mehrheit annahm – die
schulische Integration war Teil dieses
Reformpakets.

Heute ist das Vorhaben weitgehend
umgesetzt. Es gibt zwar noch Kleinklas-
sen, doch die meisten Kinder kommen
im Regelunterricht zusammen.Und mit
ihnen eine wachsende Zahl an Heil-
pädagoginnen und Klassenassistenten.

Eine heile Welt, könnte man mei-
nen, doch Zufriedenheit herrscht nicht.
Von allen Seiten hagelt es Kritik: Leh-
rerinnen beklagen einen Mehraufwand,
Eltern fürchten ein tieferes Schulniveau,
und Behindertenorganisationen kritisie-
ren, dass nicht alle Kinder konsequent
genug integriert würden.

Auch die Stimmbevölkerung scheint
18 Jahre nach der Abstimmung nicht
mehr überzeugt zu sein. Das zeigt eine
Umfrage, die das Forschungsinstitut GfS
Bern imAuftrag der NZZ durchgeführt
hat. Zwei Drittel geben an, dass sie wie-
der Kleinklassen einführen und sich
vom Prinzip der integrativen Förderung
abwenden wollen.

Die Parteizugehörigkeit der Befrag-
ten spielt bei der Beantwortung der
Frage eine entscheidende Rolle. Ledig-

lich die Wählerinnen und Wähler der
AL und der Grünen wollen am Prin-
zip der integrativen Förderung fest-
halten.Alle anderen Parteien – von SP
(54 Prozent) über SVP und FDP (beide
77 Prozent) bis EDU (92 Prozent) –
sprechen sich für eine Wiedereinfüh-
rung von Kleinklassen an der Volks-
schule aus.

Während der Wohnort und das Ge-
schlecht offenbar weniger entschei-
dend sind, gehen bei den verschiedenen
Generationen die Meinungen auseinan-
der.Bei der jungenWählerschaft hat die
konsequente Integration aller Kinder in
den Regelunterricht einen höheren Stel-
lenwert als bei den älteren Stimmbür-
gern, die sich deutlich für Kleinklassen
aussprechen.

«Schulinseln» vorgeschlagen

Die Mehrheit der Befragten kratzt da-
mit am Status quo. Nicht nur am Zür-
cher Volksschulgesetz, sondern auch
am Bundesgesetz, in dem die inte-
grative Förderung im Grundsatz ver-
ankert ist. Am Behindertengleichstel-
lungsgesetz und an der Uno-Behinder-

tenkonvention, die eine möglichst weit-
gehende Eingliederung aller Menschen
in die Gesellschaft vorsehen.Und an der
gegenwärtigen Zürcher Bildungspolitik,
die in den letzten Jahren die Integration
vorangetrieben hat.

Für die Bildungsdirektorin Silvia
Steiner (Mitte) ist der integrative Unter-
richt ein «Menschenrecht», wie sie einst
in einem NZZ-Interview betonte. Trotz
Gegenstimmen in der Bevölkerung hält
sie an dieserMeinung fest. «Die Integra-
tion ist anspruchsvoll, aber der richtige
Ansatz», sagt sie auf Anfrage.

Das Bedürfnis der Bevölkerung nach
Kleinklassen sieht die Bildungsdirekto-
rin nicht imWiderspruch zur derzeitigen
Situation in den Schulen. Anders als in
anderen Kantonen seien in Zürich die
Kleinklassen schliesslich nie ganz abge-
schafft worden.

Steiner rechnet vor:Von allen Schul-
kindern hätten derzeit etwa 4 Prozent
einen besonderen Bildungsbedarf.Rund
die Hälfte von ihnen werde separiert
und in einer Sonderschule unterrich-
tet, die andere Hälfte sei in einer Regel-
klasse integriert. «Die Schulen erhalten
dafür zusätzliche Ressourcen», hält sie

fest. «Die Integration von Kindern mit
Verhaltensauffälligkeiten auf nach der
Schulzeit zu verschieben, ist nicht sehr
erfolgsträchtig.»

Falls es beim integrativen Unter-
richt Schwierigkeiten gebe, schlägt
Steiner sogenannte «Schulinseln» als
Lösung vor. Dort könnten verhaltens-
auffällige Kinder innerhalb des Schul-
hauses eine kurze Auszeit nehmen.
Lehrpersonen hätten so die Möglich-
keit, schneller und flexibler zu reagie-
ren.Verschiedene Zürcher Gemeinden
haben mit diesem Modell bereits Er-
fahrungen gesammelt.

Förderklassen statt altes System

«Die Rückmeldungen zeigen klar, dass
auch Lehrpersonen in stark belaste-
ten Schulen nicht zum alten System zu-
rückwollen», sagt Steiner. In schwieri-
gen Situationen könne es aber wichtig
sein, ein Kind kurzfristig aus der Klasse
zu nehmen, ohne ihm einen definitiven
Stempel aufdrücken zu müssen.

Marc Bourgeois ist FDP-Kantonsrat
und Mitglied der Bildungskommission.
Er hält wenig davon, wie der integrative

Unterricht heute praktiziert wird: «Die
Idee war gut gemeint, aber sie funktio-
niert nicht, sosehr man sie auch schön-
redet. Mit der Heterogenität in den
Klassen bringen die Lehrkräfte nicht
mehr alles unter einen Hut.»

Bourgeois kritisiert, dass es heute
zwischen Sonderschulen und Regel-
klassen keine Zwischenstufe mehr gibt.
Er schlägt deshalb vor, angelehnt an
die früheren Kleinklassen sogenannte
Förderklassen einzuführen. Damit
könnten einzelne Kinder für mindes-
tens ein Semester, falls nötig auch für
mehrere Schuljahre, gezielt unterstützt
werden, ohne dass sie ihre Schule ver-
lassen müssten.

Übernehmen Förderlehrpersonen die
Verantwortung für diese Kinder,werden
die Klassenlehrpersonen entlastet, zeigt
sich Bourgeois überzeugt. «Die Lehre-
rinnen und Lehrer machen ihre Über-
stunden nämlich nicht im Schulzimmer,
sondern wegen der ständigen Koordi-
nation mit anderen involvierten Lehr-
personen, der zunehmenden Individua-
lisierung des Unterrichts und der vielen
Elterngespräche.» Laut dem FDP-Kan-
tonsrat könnten die Klassenlehrperso-
nen bei einer echten Entlastung wieder
höhere Pensen annehmen, womit auch
dem akuten Lehrermangel entgegen-
gewirkt würde.

In einem Punkt stimmt Bourgeois
der Bildungsdirektorin Steiner aber zu.
Die Durchlässigkeit des Systems müsse
gewährleistet sein, sagt er. «Das alte
Zweiklassensystem wünsche ich mir
auch nicht zurück.»

Heute besuchen fast alle Kinder den Regelunterricht. Der Bevölkerung passt das nicht. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ

Selbst der Zoo unterstützt ein Feuerwerksverbot
Die Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative gegen laute Böller hat seit Silvester Tempo aufgenommen

MARIUS HUBER

Das Hotel Radisson Blu am Zürcher
Flughafen ist über Silvester zur Flucht-
burgeiner lärmempfindlichenKlientel ge-
worden.Weil es schalldichte Fenster hat.
Gegen hundert Hundehalter haben dort
mit ihren Tieren Quartier bezogen, um
diesen die psychische Tortur von Böllern
und laut knallendenRaketen zu ersparen.

Einer von ihnen war Roman Huber,
einer der Köpfe hinter einer Initiative
für ein landesweites Verbot von lärmi-
gem Feuerwerk, der einen Bericht in den
Tamedia-Zeitungen auf Anfrage bestä-
tigt. Er habe das Hotel wie viele andere
lange im Voraus gebucht. In der Lobby
des «Radisson» habe ein Kommen und
Gehen von Leidensgenossen mit ihren
Vierbeinern geherrscht.

Hubers Ziel ist, dass solche Aktionen
nicht mehr nötig sind. Die Initiative hat
gerade einen doppelten Schub erhalten.
Zum einen hat sich eine der populärs-

ten Zürcher Institutionen öffentlich da-
hintergestellt: der Zoo, der sonst nur sel-
ten zu politischen Anliegen Stellung be-
zieht. Zum anderen ist der Unterschrif-
tenbogen für die Initiative laut Huber in
den letzten drei Tagen rund 10 000 Mal
heruntergeladen worden. Die Sammlung
läuft noch bis November, es fehlen knapp
60 000 Stimmen.

Dass sich der Zoo Zürich mit Dut-
zenden Tier- und Umweltschutzorgani-
sationen für die Initiative einsetzt, liegt
nicht in erster Linie an der Sorge um die
dort gehaltenenTiere. Für diese seien die
pyrotechnischen Explosionen zwar eben-
falls ein Stress, sagt Zoodirektor Severin
Dressen gegenüber denTamedia-Zeitun-
gen, aber sie seien Lärm und Rummel
gewohnt. Wildtiere hingegen, durch den
Lärm verschreckt,könnten an den Folgen
des Stresses sogar sterben.

So argumentiert auch die Initiative.
Sie verlangt,dass Feuerwerkskörper,«die
Lärm erzeugen», in der ganzen Schweiz

verbotenwerden.Gemeint sinddamit laut
Huber solche, die «knallen». Dies habe
sich aber nicht vernünftig in die anderen
Landessprachen übersetzen lassen. Aus-
nahmen sollen die kantonalen Behörden
für Anlässe von überregionaler Bedeu-
tung erlassen dürfen, wie zum Beispiel
fürs grosse Silvesterfeuerwerk über dem
Zürcher Seebecken. Im Stadtparlament
wollte die links-grüne Mehrheit kürzlich
das grosse Feuerwerk amZüri-Fäscht aus
ökologischen Gründen untersagen und
erntete dafür viel Kritik.

Die Initiative zielt dagegen auf die pri-
vate Knallerei,wie sie in der Stadt Zürich
oft auch an Hanglagen stattfindet, nahe
den Waldrändern. Laut dem Bundesamt
fürUmwelt hat derGebrauchvonBöllern
und Feuerwerk in den letzten Jahren zu-
genommen.Dies sei nicht nur für dieTier-
welt eine Belastung, die unter dem Lärm
leide, sondern auch für Böden, Gewässer
und menschliche Lungen: Die 400 Ton-
nen Pyrotechnik, die in der Schweiz jähr-

lich abgefeuert werden,verursachen etwa
2Prozent der Feinstaubbelastung.

An einer Messstation in der Zürcher
Innenstadt schnellte derWert an Silvester
derart in die Höhe, dass er mehr als das
Fünffache dessen betrug,was an der stark
befahrenenRosengartenstrasse üblich ist.
Dass noch weitere Gründe für ein Böller-
verbot sprechen können,zeigt sich inBer-
lin, wo ein solches nach heftigen Angrif-
fenmitFeuerwerkaufRettungskräfteund
Polizisten derzeit diskutiert wird.

Allein aus Tier- und Naturschutzkrei-
sen könnte eine Feuerwerksverbots-In-
itiative beträchtliche Unterstützung ge-
winnen: So waren im Kanton Zürich zu-
letzt fast 69 000 Hunde registriert, was
etwa 56 000 Haltern entspricht, die wie-
derumFreundeundFamilie haben.Hinzu
kommen grosse Organisationen wie zum
Beispiel die Pro Natura, die im Kanton
rund 30 000 Personen erreicht, oder der
Zürcher Tierschutz mit über 11 000 Sup-
portern. Und jetzt also auch der Zoo.

Nur die Wählerschaften
von AL und Grünen
sind gegen Kleinklassen

Die Zürcher Bevölkerung
will wieder
mehr Kleinklassen einführen
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